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Die Politik darf der Deutschen Post 
keine Abstriche erlauben
Warnstreik der Post-Zusteller

Der Konzern spart zulasten der Verbraucher 
bei der Briefzustellung. Eine Provokation, denn 
noch sind die Bürger auf den Service angewiesen.
Kommentar von Benedikt Müller

so kann und darf es nicht mehr weitege-
hen. Es herscht teilseise ein unmensch-
licher Umgang mit den Kolleginnen und 
Kollegen in der Zustellung. Die Belastung 
wird immer schlimmer, die Bezirke wer-
den nach jeder Bemessung immer größer. 
Durch die unzumutbaren Umstände steigt 
natürlich auch die Krankenquote. Um dies 
zu kompensieren, müssen die gesunden 
Kollegen die Bezirke mit übernehmen. Da-
durch entsteht ein regelrechter Kreislauf. 
Nun hat die Post schon mal erkannt, das 
es nur mit neuem Personal besser werden 
könnte und sucht händeringend neuen 
Mitarbeitern. Jedoch stellt sie fest, dass 
es gar nicht so einfach ist, die Anzahl der 
benö  gten Menschen zu bekommen. 
Spätestens jetzt müssen die Manager 
überlegen, was denn der Grund ist, dass 
sich keiner für diese Stellen interessiert. 
Ein Grund ist sicherlich das nega  ve 
Image der Zusteller. Der hochwer  ge 
Beruf darf nicht als Wurf- und Werbebro-
schürenzusteller abgestempelt werden. 
Die Zusteller sind das Aushängeschild 
und Sprachrohr der Deutschen Post. 
Sie sind die erste Anlaufstelle und 
p egen den direkten Kontakt mit den 
Kunden. Die Zusteller sind Respekts-
personen, die immer gute Qualität 
und einen sehr guten Service bieten.
Hier sind nun die Entscheider aufgefordert 
die Menschen nicht nur mit der immer  
�„Mehr- und schneller Mentalität�“ kapu   
zu machen. Nein, sie müssen gefördert 
werden und durch Weiterbildung auch die 
Möglichkeit zu einem Aufs  eg bekommen. 
Ich kann als Unternehmen nur erfolg-
reich sein, wenn die Mitarbeiter zu-
frieden sind. Der erste Weg ist, in die 
Menschen zu inves  eren. Sei es mit 
Incen  vs, Teamfeiern oder Workshops 
usw. Und ganz wich  g, der überdimen-
sionale Zeitdruck, der zwischenzeitlich 
vorhanden ist, muss weniger werden. 
Bei den hohen Gewinnen in Milli-
ardenhöhe sollte es möglich sein, 
einen dreistelligen Millionenbetrag 
in die Zusteller zu inves  eren.

LEITARTIKEL

Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen,

Ihr

Tony Ilg
Bundesvorsitzender

Liebe Kolleginnen

Süddeutsche Zeitung - 18. Januar 2018
Die Priva  sierung der Bundespost vor 
zwei Jahrzehnten ist ein wirtscha  licher 
Erfolg: Bei Post, Postbank und Telekom 
arbeiten heute etwa 700 000 Men-
schen weltweit, davon fast 300 000 in 
Deutschland. Aus der Bonner Behörde 
sind interna  onal erfolgreiche Konzer-
ne erwachsen, die Milliardengewinne 
verbuchen. Und weil dem Bund immer 
noch Teile von Post und Telekom gehö-
ren, pro  ert der Staat doppelt davon.

Doch nun wächst die Unzufriedenheit 
mit dem Stammgeschä   der Post. Bei 
der Bundesnetzagentur sind im ver-
gangenen Jahr 50 Prozent mehr Be-
schwerden über Post- und Paketdienste 
eingegangen, die Häl  e der Reklama  -
onen en  ällt auf den Briefverkehr. Die 
Post verärgert einen Teil ihrer Kunden 
zusehends: Aus Kostengründen leert 
sie mi  lerweile die meisten Brie  äs-
ten vormi  ags; Anwohner müssen ihre 
Briefe also früher einwerfen, wenn 
diese am nächsten Tag ankommen 
sollen. Und montags kommt kaum noch 
Post an, weil an Sonn- und Feiertagen 
immer weniger Kästen geleert werden.
Unternehmen 50 Prozent 
mehr Beschwerden über 
Brief- und Paketzustellung
50 Prozent mehr Beschwerden 
über Brief- und Paketzustellung
Bei der Bundesnetzagentur melden 
sich immer mehr unzufriedene Kun-
den. Die Behörde kri  siert, dass viele 
Brie  ästen nur noch vormi  ags geleert 
werden. Von Benedikt Müller, Düssel-
dorf, und Jan Schmidbauer mehr ...

Nun wäre das - sehr progressiv argu-
men  ert - kein Problem. Schließlich sch-
reiben die Menschen ohnehin weniger 
Briefe, kommunizieren mehr über das 

Internet. Auch Unternehmen kontak  e-
ren ihre Kunden zunehmend per Mail 
oder App, sta   Rechnungen per Post zu 
schicken. Eines Tages könnte gar das Fi-
nanzamt ohne Briefverkehr auskommen. 
Einige Menschen sehnen diese papier-
lose Zeit bereits herbei, sind kaum noch 
darauf angewiesen, an wie vielen Tagen 
der Postbote nun klingelt oder nicht.

Doch tatsächlich steckt dahinter eine 
poli  sche Frage. Der Bund hat die Post 
nämlich nicht in einen freien Briefmarkt 
entlassen. Vielmehr garan  ert das 
Grundgesetz allen Bürgern eine  ächen-
deckende und ausreichende Versorgung 
mit Postdiensten. Daher muss die Post 
täglich von Montag bis Samstag Briefe 
zustellen. Im Schni   müssen bundesweit 
mindestens 80 Prozent der Briefe binnen 
eines Tages ankommen. Die Bundesnetz-
agentur überprü   dies mit S  chproben.
Eine gute Nachricht für ländliche Gebiete

Dabei zeigt sich, dass die Post ihren 
verbliebenen Spielraum zum Nachteil 
der Kunden ausreizt. So berichtet die 
Netzagentur, dass der Konzern die 
80-Prozent-Vorgabe in einzelnen Regi-
onen nicht mehr erfülle. Dies liegt zum 
Teil an der zu dünnen Personaldecke, 
an Grippewellen und We  erkapriolen. 
Die Post nimmt diese Abweichungen 
aber in dünn besiedelten Regionen 
schlicht in Kauf, solange der Bundes-
schni   passt. Da sich nun die Beschwer-
den häufen, braucht es eine poli  sche 
Deba  e: Welche Ansprüche stellt die 
Gesellscha   noch an ihre Post? Auf 
dieser Basis muss der Staat entschei-
den, ob er kün  ig eine löchrige, aber 
e   ziente Briefzustellung erlaubt - oder 
ob er die Gewinne der Post im Brief-
geschä   beschränkt, indem der Bote 
weiterhin täglich anfahren muss.
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Die Tarifpartner der Deutschen Post, 
darunter auch die DPVKOM haben 
ihre Forderungen auf den Tisch ge-
legt. Für die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer bei der Deutschen 
Post fordern sie unter anderem 5,5 % 
Entgelterhöhung. Alterna  v fordert 
die DPVKOM bei einer Lohnerhöhung 
von nur 3,5 %, zusätzliche fünf Tage 
bezahlte Freistellung. Diese Forderung 
soll den MitarbeiterInnen entgegen-
kommen, denen mehr Freizeit wich  -
ger ist, als der Einkommenszuwachs.

Vor dem Hintergrund der Problemlage in 
der Zustellung sind beide Forderungen 
gut nachzuvollziehen. Im Starkverkehr 
zu Weihnachten gab es vielerorts viel 
zu hohe Arbeitsbelastungen für die 
Beschä  igten. Zu wenig Personal, zu we-
nige Entlastungskrä  e sowie der hohe 
Krankenstand sind für diese zugespitzte 
Situa  on verantwortlich zu machen. 
Das führt sicher nicht dazu, die Mo  va-
 on der MitarbeiterInnen zu fördern. 

Auch die Sendungsmengenprogno-
se der Deutschen Post, die nur leicht 
steigende Zahlen für den Paketversand 
2017 erwartete, hat zu dieser Verschär-
fung der Situa  on beigetragen. Wie 
die DPVKOM  in einem Gespräch mit 

der Deutsche Post klar stellte, seien 
in vielen Brief- und Verbundzustellbe-
zirken die MitarbeiterInnen vor schier 
unlösbare Aufgaben gestellt worden. Es 
sei dringend erforderlich das Stamm-
personal aufzustocken. Dazu sei es aber 
notwendig den Bewerbern a  rak  vere 
Angebote zu machen wie zum Beispiel 
grundsätzlich unbefristete Arbeitsver-
träge und akzeptable Arbeitsbedingun-
gen. Nur durch die absolut notwendige 
Aufstockung des Personals sei gewähr-
leistet, dass die Mo  va  on der Mitar-
beiterInnen steige und die Kranken-
stände sowie die Unfallzahlen sinken.
Die Arbeitgebervertreter betonten in 
diesem Gespräch, dass den einzelnen 
Briefniederlassungen in Personalfragen 
deutlich mehr Entscheidungsspielraum 
zugestanden wurde. So könnten diese 
eigenverantwortlich über das vorge-
gebene Kon  ngent hinaus Beschäf-
 gte en  risten, sowie in �„besonders 

brisanten�“ Situa  onen neue Mitar-
beiter unbefristet eingestellt werden 
�– insbesondere dort, wo durch falsche 
Sendungsmengenprognosen chao  -
sche Verhältnisse entstanden seien.

Auch der hohen Zahl von Betriebsun-
fällen will die Deutsche Post mit beson-

deren Maßnahmen entgegenwirken, 
betonte sie in diesem Gespräch. Hierzu 
zählt der besondere eigenentwickelte 
Zustellerschuh der eine Kombina  -
on aus Lauf- und Sicherheitsschuh 
darstellt. Er soll dem Umknicken und 
Ausrutschen oder Stolpern vorbeugen. 
Ein weiterer Schri   zur Unfallvermei-
dung ist das Analysieren der Unfälle mit 
dem Zustellteamleiter, mit dem Ziel, das 
Bewusstsein für Gefährdungen zu we-
cken. Auch das Zer   zierungsprogramm 
�„Sicherheit zuerst�“, eine ca. zweistün-
dige virtuelle Unterweisung, soll den 
Blick der MitarbeiterInnen auf Gefah-
renquellen schärfen. Beim Programm 
�„ t and fair�“ sollen Betriebsärzte in den 
Zustellstützpunkten Tipps zur Gesund-
heitserhaltung sowie Hinweise zur Stei-
gerung der persönlichen Fi  ness geben.

Bleibt nur zu ho  en, dass all diese 
Maßnahmen zu einer posi  ven Entwick-
lung führen. Auf Dauer jedoch ist die 
Qualität der Zustellung nur mit einer 
ausreichenden Anzahl an Mitarbeite-
rInnen zu gewährleisten. Der hohe, 
belastende Arbeitsdruck wird dadurch 
gesenkt und das wiederum führt dazu, 
dass auch die Unfallzahlen sinken.

Tarifverhandlungen laufen auf 
Hochtouren
Entgeltrunde Deutsche Post

Zwar wünschen sich Post-Manager, 
dass der Bund sein Regelwerk aus den 
Neunzigern endlich "überdenken" sollte. 
Dennoch spricht einiges dagegen, den 
Konzern zu voreilig aus den Vorgaben 
zu entlassen. Zum einen ist die Briefzu-
stellung noch immer ein einträgliches 
Geschä  , in dem die Post nur kleine, 
regionale Konkurrenz hat. Obwohl die 
Anzahl der Briefe in den vergangenen 
Jahren zurückging, steigerte die Deut-
sche Post ihren Umsatz mit Briefen 
leicht, auf zuletzt 7,8 Milliarden Euro. 
Dank sei mehreren Portoerhöhungen, 
die der Konzern durchgesetzt hat. Zum 
anderen ist es in ländlichen Gebieten 
üblich, dass ein und derselbe Bote Briefe 
und Pakete austrägt. Selbst wenn die 

Briefmenge schrump  , hat der Zusteller 
auf dem Land dank des boomenden 
Online-Handels also Grund genug, 
werktäglich in jedes Dorf zu fahren. Das 
ist eine gute Nachricht für die Daseins-
vorsorge in ländlichen Gebieten.
Die Bedürfnisse der Gesellscha   
sollten entscheidend sein

In städ  schen Räumen hingegen stellt 
die Post Briefe und Pakete getrennt zu. 
Dort kann der wachsende Paketmarkt 
die Rückgänge im Alltag der Briefzu-
stellung also nicht kompensieren. Doch 
die Post hat längst eine Lösung aus-
probiert: Im vergangenen Sommer bot 
der Konzern freiwilligen Testkunden 
an, dass diese ihre Briefe nicht mehr 

täglich erhalten, sondern wahlweise 
entweder dreimal in der Woche, täglich 
am Arbeitsplatz oder einmal gebün-
delt am Wochenende. Die Post wertet 
derzeit aus, wie viele Kunden sich auf 
dieses Experiment eingelassen haben 
und wie zufrieden sie damit waren.

Die Ergebnisse dieses Feldversuchs sollte 
sich die Poli  k genau ansehen - aber 
mit der nö  gen Distanz. Betriebswirt-
scha  lich besteht noch keine Not, dem 
Konzern weitere Abstriche von der 
täglichen Briefzustellung zuzugestehen. 
Entscheidend sollte sein, wie lange die 
Gesellscha   noch darauf angewiesen ist.
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a) Neue Regelbedarfe in der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende

 Ab dem 1. Januar 2018 gelten neue 
Regelbedarfe in der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB II) in Höhe der 
vergleichbaren Regelbedarfsstufen (RBS) 
nach dem Zwöl  en Buch Sozialgesetzbuch:

    für alleinstehende und alleinerziehende 
Leistungsberech  gte: 416 Euro (RBS 1)

    für zwei Partner der Bedarfsgemein-
scha  , die das 18. Lebensjahr vollendet 
haben, jeweils: 374 Euro (RBS 2)

    für sons  ge erwerbsfähige Angehörige 
einer Bedarfsgemeinscha  , sofern sie das 
18. Lebensjahr vollendet haben bzw. für 
erwachsene Leistungsberech  ge unter 
25 Jahren, die ohne Zusicherung des 
Jobcenters umziehen: 332 Euro (RBS 3)

    für Jugendliche im 15. Lebensjahr bis 
unter 18 Jahre: 316 Euro (RBS 4)

    für Kinder vom Beginn des 7. bis 
zur Vollendung des 14. Lebens-
jahres: 296 Euro (RBS 5)

    für Kinder bis zur Vollendung des 6. 
Lebensjahres: 240 Euro (RBS 6)

b) Insolvenzgeld
 Der Umlagesatz für das Insolvenzgeld 

wird im Jahr 2018 von bisher 0,09 
Prozent auf 0,06 Prozent gesenkt. Dies 
regelt die Insolvenzgeldumlagesatz-
verordnung 2018, die am 1. Januar 2018 
in Kra   tri  . Der Umlagesatz von 0,06 
Prozent gilt für das Kalenderjahr 2018.

c) Vergabemindestentgeltverordnung 2018
 Am 1. Januar 2018 tri   die Verordnung 

zur Festsetzung eines vergabespezi-
 schen Mindestentgelts für Aus- und 
Weiterbildungs dienstleistungen nach 
dem Zweiten oder Dri  en Buch So-
zialgesetzbuch (SGB II oder SGB III) 
für das Kalenderjahr 2018 in Kra  .

Mit dieser Verordnung wird erstmals ein 
vergabespezi sches Mindestentgelt auf 
Bundesebene festgesetzt. Es beträgt im 
Kalenderjahr 2018 15,26 Euro je Zeitstunde.

Bisher waren nach dem sogenannten 
Überwiegensprinzip nur solche Träger an 
die zwingenden Arbeitsbedingungen für 
Aus- und Weiterbildungs dienstleistungen 
nach dem SGB II oder SGB III gebunden, 
die überwiegend solche Dienstleistungen 
erbringen. Diese Lücke wird mit dem verga-
bespezi schen Mindestentgelt geschlossen.

Sozialhilfe und Belange 
behinderter Menschen
a) Neue Regelbedarfe in der Sozialhilfe nach 

dem Zwöl  en Buch Sozialgesetzbuch
 Ab dem 1. Januar 2018 gelten neue 

Regelbedarfe in der Sozialhilfe:
    für jede erwachsene Person, die in 

einer Wohnung lebt und für die nicht 
die RBS 2 gilt: 416 Euro (RBS 1)

    für jede erwachsene Person, wenn sie 
in einer Wohnung mit einem Ehega  en, 
Lebenspartner oder sons  gem Part-
ner zusammenlebt: 374 Euro (RBS 2)

    für eine erwachsene Person, 
die in einer sta  onären Einrich-
tung lebt: 332 Euro (RBS 3)

    für Jugendliche vom Beginn des 
15. Lebensjahr bis unter 18 Jah-
re: 316 Euro (RBS 4)

    für Kinder vom Beginn des 7. bis 
zur Vollendung des 14. Lebens-
jahres: 296 Euro (RBS 5)

    für Kinder bis zur Vollendung des 6. 
Lebensjahres: 240 Euro (RBS 6)

b) Freibetrag für zusätzliche Alters-
vorsorge in der Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung

Ab 2018 wird Einkommen aus zusätzlicher 
Altersvorsorge (z. B. Riester-Renten oder Be-
triebsrenten) bei der Berechnung der Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung, sowie der Hilfe zum Lebensunterhalt 
nicht mehr voll angerechnet. Damit wird ein 
wich  ges Signal gesetzt, dass sich die zu-
sätzliche Altersvorsorge in jedem Fall lohnt.

Kün  ig bleibt ein Sockelbetrag von 100 
Euro monatlich anrechnungsfrei. Ist das 
Einkommen aus zusätzlicher Altersvorsor-
ge höher als 100 Euro, werden weitere 30 
Prozent bis zu einem Höchstbetrag von 
derzeit 208 Euro (50 Prozent der Regelbe-
darfsstufe 1 in 2018) nicht angerechnet. 
Bei einem Einkommen aus zusätzlicher 
Altersvorsorge in Höhe von insgesamt 
400 Euro bleibt daher beispielsweise ein 
Betrag von 190 Euro anrechnungsfrei.
Diese Regelungen gelten auch bei der 
Berechnung der ergänzenden Hilfe zum 
Lebensunterhalt in der Kriegsopferfürsor-
ge nach dem Bundesversorgungsgesetz.

c) Bundesteilhabegesetz (BTHG)
 Von den insgesamt vier Reformstufen 

waren zum 1. Januar 2017 u.a. bereits 
wich  ge Änderungen im Schwerbehin-
dertenrecht in Kra   getreten. Zum 1. 
Januar 2018 werden die Verbesserungen 
der zweiten Reformstufe wirksam:

Einführung des neuen Teil-
habeplanverfahrens:
Für Menschen mit Behinderungen, die 
Leistungen von verschiedenen Trägern be-
nö  gen, wird das Verfahren zur Inanspruch-
nahme von Leistungen stark vereinfacht. 
Mit dem neuen �„Teilhabeplanverfahren�“ ist 
ein einziger Reha-Antrag ausreichend, um 
ein umfassendes Prüf- und Entscheidungs-
verfahren in Gang zu setzen, auch wenn 
Sozialamt, Integra  onsamt, Rentenversi-
cherung, Bundesagentur für Arbeit, Unfall-, 
Kranken- und P egekasse für unterschied-
liche Leistungen zuständig bleiben. Dafür 
werden die Regelungen zur Zuständigkeit 
und zur trägerübergreifenden Zusammen-
arbeit für alle Behörden, die Leistungen für 
Menschen mit Behinderungen erbringen 
(Rehabilita  onsträger), gesetzlich de niert. 
Sind mehrere Rehabilita  onsträger beteiligt 
oder werden unterschiedliche Leistungen be-
antragt, ist ein gemeinsames Verfahren der 
Bedarfsfeststellung kün  ig für alle Rehabili-
ta  onsträger verbindlich vorgeschrieben. Mit 
Zus  mmung oder auf Wunsch der Leistungs-
berech  gten werden zukün  ig zusätzlich 
Fallkonferenzen durchgeführt, in denen 
der individuelle Unterstützungsbedarf der 
Antragstellenden beraten wird. Damit wird 
ab dem 1. Januar 2018 die Par  zipa  on von 
Menschen mit Behinderungen im Verfah-
ren gestärkt, wenn mehrere Leistungsarten 
oder Zuständigkeiten in Frage kommen.

Instrumente zur Bedarfsermi  lung:
Zur einheitlichen und überprü  aren 
Ermi  lung des individuellen Rehabilita  -
onsbedarfs werden alle Rehabilita  ons-
träger ab dem 1. Januar 2018 außerdem 
verp ichtet, systema  sche Arbeitsprozesse 
und standardisierte Arbeitsmi  el (Instru-
mente) zu verwenden, die eine individuelle 
und funk  onsbezogene Bedarfsermi  lung 
gewährleisten und weitere gesetzlich de -
nierte Mindeststandards erfüllen müssen.
    
Benennung von Ansprechstellen:
Alle Rehabilita  onsträger müssen ab dem 
1. Januar 2018 Ansprechstellen benen-
nen, die barrierefreie Informa  onen zur 
Inanspruchnahme von Leistungen und 
zu Beratungsangeboten für Antragstel-
ler, Arbeitgeber und andere Behörden 
bereitstellen. Damit wird der Zugang zu 
den Rehabilita  onsträgern deutlich ver-
einfacht. Aufgrund der Verp ichtung der 
Ansprechstellen, sich untereinander über 
Zuständigkeitsgrenzen hinweg zu vernetzen, 
ist es zukün  ig nicht mehr entscheidend, 
ob man die �„rich  ge�“ Behörde anspricht.

 Das ändert sich im neuen Jahr
Übersicht über die wesentlichen Änderungen und Neuregelungen, die zum 1. Januar bzw. zum Jahresbe-
ginn 2018 im Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales wirksam werden.
Arbeitsmarktpoli  k, Arbeitslosenversicherung und Grundsicherung für Arbeitsuchende
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Teilhabeverfahrensbericht:
 Die Rehabilita  onsträger sind ab dem 1. Januar 2018 verp ichtet, 
eine gemeinsame Sta  s  k über die Erbringung von Rehabilita  ons-
leistungen sowie die Anzahl und die Dauer der Verwaltungsverfah-
ren zu erstellen. Der Teilhabeverfahrensbericht wird auf Grundlage 
dieser Sta  s  k jährlich verö  entlicht, erstmals im Jahr 2019.

Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung:
 Mit dem Bundesteilhabegesetz (BTHG) wurden im neuen § 
32 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) die gesetzli-
chen Voraussetzungen für ein unentgeltliches, allen Menschen 
mit (drohenden) Behinderungen und ihren Angehörigen o  en-
stehendes und Orien  erung gebendes Angebot zur Beratung 
über Leistungen zur Rehabilita  on und Teilhabe gescha  en.

Eingliederungshilfe - Leistungen zur Teilhabe am Ar-
beitsleben und Gesamtplanverfahren:
 Im Rahmen der Eingliederungshilfe treten zum 1. Januar 2018 
vorgezogene Verbesserungen im Bereich der Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben (im SGB XII) in Kra  . Durch die Zu-
lassung anderer Leistungsanbieter und die Einführung des 
Budgets für Arbeit werden die Beschä  igungsangebote aner-
kannter Werkstä  en für behinderte Menschen ergänzt.

Das Gesamtplanverfahren knüp   an die Regelungen zur Teilhabe-
planung an und regelt die Spezi ka der Eingliederungshilfe. Neben 
den Leistungsbereichen der anderen Rehabilita  onsträger sind 
auch die zuständigen P egekassen, die Träger der Hilfe zur P e-
ge und die Träger der Hilfe zum Lebensunterhalt zu beteiligen.
Im Übrigen treten die Neuregelungen der Eingliederungs-
hilfe grundsätzlich zum 1. Januar 2020 in Kra  .

d) Erläuterungen von Bescheiden, Allgemeinverfügungen, 
ö  entlich-rechtlichen Verträgen und Vordrucken

 Ab dem 1. Januar 2018 tri   eine Änderung des § 11 des Ge-
setzes zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen 
(Behindertengleichstellungsgesetz - BGG) in Kra  : Die Bun-
desbehörden sollen dann Menschen mit geis  gen und see-
lischen Behinderungen Bescheide, Allgemeinverfügungen, 
ö  entlich-rechtliche Verträge und Vordrucke auf Anforderung 
in einfacher, verständlicher Weise erklären, wenn nö  g auch 
in Form einer schri  lichen Übertragung in Leichte Sprache.

Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung des Behindertengleich-
stellungsrechts (in Kra   seit 27. Juli 2016), mit dem das BGG im 
Kern novelliert worden ist, war mit der bisherigen Regelung des 
§ 11 bereits eine Grundlage zur Stärkung der Leichten Sprache in 
das BGG eingefügt worden: Bis zum Inkra  treten der Erweiterung 
umfasste die Regelung zunächst, dass die Behörden des Bundes 
vermehrt Informa  onen in Leichter Sprache bereitstellen sollen, 
und die Bundesregierung darauf hinwirkt, dass Behörden die Leichte 
Sprache stärker einsetzen und ihre Kompetenzen für das Verfas-
sen von Texten in Leichter Sprache auf- und ausgebaut werden.
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Zum Jahresbeginn 2018 ergeben 
sich in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung verschiedene Änderungen, 
auf die die Deutsche Rentenversi-
cherung Bund in Berlin hinweist.

Beitragssatz sinkt
Der Beitragssatz zur gesetzlichen Ren-
tenversicherung sinkt zum 1. Januar 
2018 von 18,7 auf 18,6 Prozent. Bei 
einem durchschni  lichen Bru  oein-
kommen von etwa 3.150 Euro im Monat 
führt die Beitragssatzsenkung für Arbeit-
geber und Arbeitnehmer jeweils zu einer 
Entlastung von rund 20 Euro im Jahr.

Beitragsbemessungs-
grenze steigt
Die Beitragsbemessungsgrenze in der 
gesetzlichen Rentenversicherung steigt 
in den alten Bundesländern von mo-
natlich 6.350 auf 6.500 Euro und in den 
neuen Bundesländern von 5.700 auf 
5.800 Euro. Die Beitragsbemessungs-
grenze bes  mmt den Höchstbetrag, 
bis zu dem Arbeitseinkommen bei 
der Berechnung des Rentenversiche-
rungsbeitrags berücksich  gt wird. Für 
darüber hinausgehendes Einkommen 
werden keine Beiträge gezahlt.

Freiwillige Versicherung: 
Mindestbeitrag sinkt – 
Höchstbetrag steigt
Der Mindestbeitrag zur freiwilligen 
Versicherung für das Jahr 2018 sinkt in 
den alten und neuen Bundesländern 
von 84,15 Euro im Monat auf 83,70 
Euro. Der Höchstbeitrag für freiwillig 
Versicherte steigt von 1.187,45 Euro auf 
1.209,00 Euro pro Monat. 

Freiwillige Beiträge zur gesetzlichen Ren-
tenversicherung können alle zahlen, die 
ihren Wohnsitz in Deutschland haben 
und mindestens 16 Jahre alt sind. Sie 
dürfen allerdings nicht versicherungs-
p ich  g in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung sein. Ausgeschlossen von der 
Möglichkeit sind auch Versicherte, die 
die reguläre Altersgrenze erreicht haben 
und eine volle Altersrente beziehen.

Reguläre Altersgrenze wird 
angehoben
Die Altersgrenze für die reguläre 
Altersrente steigt im nächsten Jahr 
auf 65 Jahre und sieben Monate. Das 
gilt für Versicherte, die 1953 gebo-
ren wurden und im nächsten Jahr 65 
werden. Für diejenigen, die später 
geboren wurden, erhöht sich das Ein-
tri  salter weiter. 2031 ist die reguläre 
Altersgrenze von 67 Jahren erreicht.

Altersgrenze bei der ab-
schlagsfreien Altersrente 
ab 63 steigt
Bei der abschlagsfreien Altersrente für 
besonders langjährig Versicherte steigt 
die Altersgrenze auf 63 Jahre und sechs 
Monate. Das gilt für Versicherte, die 
1955 geboren wurden und im nächs-
ten Jahr 63 werden. Für diejenigen, die 
später geboren wurden, erhöht sich 
das Eintri  salter um je zwei weitere 
Monate. 2029 ist dann die Altersgrenze 
von 65 Jahren erreicht ist. Diese Alters-
rente kann in Anspruch nehmen, wer 
mindestens 45 Jahre in der gesetzlichen 
Rentenversicherung versichert war.

Absicherung bei Erwerbs-
minderung wird verbessert

Erwerbsminderungsrenten, die erstmals 
ab 1. Januar 2018 beginnen, werden 
aufgewertet, indem die sogenannte 
Zurechnungszeit für die zukün  igen 
Rentnerinnen und Rentner schri  -
weise von 62 auf 65 Jahre verlängert 
wird. Dadurch werden Renten so 
berechnet, als hä  en die Betro  e-
nen bis zum Alter von 65 Jahren mit 

ihrem bisherigen durchschni  lichen 
Einkommen weitergearbeitet. Das 
heißt, es werden zusätzliche Zeiten 
berücksich  gt, für die keine Beiträge 
gezahlt wurden. Die Zurechnungszeit 
steigert so die Rente. Bisher endete 
diese Zurechnungszeit im Alter von 62 
Jahren. Ab einem Rentenbeginn im Jahr 
2024 ist die schri  weise Verlängerung 
der Zurechnungszeit abgeschlossen

Besteuerungsanteil für 
Neurentner steigt
Die steuerliche Behandlung von Ren-
ten richtet sich seit 2005 nach dem 
Kalenderjahr des Rentenbeginns. 
Bei einem Rentenbeginn im Jahr 
2018 steigt der als steuerp ich  ges 
Einkommen anzusetzende Betrag 
der Rente von 74 auf 76 Prozent.

Neue Zuzahlungsstufen bei 
medizinischer Rehabilitati-
on
Wer sta  onär in einer Rehabilita  ons-
einrichtung untergebracht ist, muss 
für die Kosten der Übernachtung und 
Verp egung etwas zuzahlen. Die Höhe 
der Zuzahlung gliedert sich ab 1. Januar 
2018 nicht mehr in zwei, sondern in 
sechs Stufen. Der Zuzahlungsbetrag liegt 
zwischen fünf und zehn Euro am Tag. 
Versicherte mit Kindern müssen, je nach 
Einkommenssitua  on, dadurch deutlich 
weniger Zuzahlung leisten als bisher. 
Unter bes  mmten Voraussetzungen 
kann die Zuzahlung auch ganz en  allen.

Neuer Freibetrag bei der 
Grundsicherung
Renten, für die freiwillige Beiträge 
gezahlt wurden, werden ab 1. Januar 
2018 in Höhe von bis zu 208 Euro im 
Monat nicht mehr auf die Grundsi-
cherung angerechnet. Dies gilt sowohl 
für Renten an Versicherte als auch für 
Renten an Witwen- oder Witwer. Auf 
Nachfrage des Grundsicherungsträgers 
bescheinigt die Deutsche Rentenver-
sicherung die Höhe der auf freiwilliger 
Beitragszahlung beruhenden Rente.

Deutsche Rentenversicherung Bund 

Bei Fragen zur VAP 
und Rente wenden 
Sie sich bitte an die 
Bundesgeschäftsstelle:
Asternstr. 48, 49477 Ibbenbüren
Telefon: 0 54 51 - 16 9 15
Email: info@vdpv.de

Soziales und Rente

Änderungen in der Rentenversicherung 
zum 1. Januar 2018
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Neuer Ausweis für 
Rentnerinnen 
und Rentner

Im Juli 2018 wird die Deutsche Renten-
versicherung ihren Service verbessern 
und den über 20 Millionen Rentne-
rinnen und Rentnern einen neuen 
folienverstärkten Ausweis ausstellen. 
Stabile Ausweise im Scheckkarten-
format sind mi  lerweile Standard 
in Deutschland, wie beispielsweise 
der Schwerbehindertenausweis oder 
die Ausweise der Krankenkassen.

Zurzeit bekommen Rentner ihren Rent-
nerausweis mit dem Rentenbescheid 
und jedes Jahr im Juli mit der Mi  eilung 
zur Rentenanpassung. Der Ausweis ist 
bisher aus Papier und muss ausgeschnit-
ten werden. Das soll sich jetzt ändern.

Der neue Ausweis ist durch eine Fo-
lie verstärkt und kann leicht aus dem 
Schreiben herausgelöst werden. Der 
Ausweis enthält den Namen, das 
Geburtsdatum und die Versiche-
rungsnummer der Rentnerin oder 
des Rentners. Die gesetzliche Ren-
tenversicherung ist als Absender klar 
zu erkennen. Im Juli 2018 kommt der 
neue Ausweis einmalig mit der Mi  ei-
lung zur Rentenanpassung ins Haus.

Rentner brauchen in vielen Fällen einen 
Ausweis, um Vergüns  gungen zu erhal-
ten �– etwa bei kulturellen Veranstaltun-
gen. Mit der Einführung des neuen Aus-
weises erfüllt die Rentenversicherung 
den Kundenwunsch von Rentnerinnen 
und Rentnern, die sich allein in der letz-
ten Zeit tausendfach gemeldet haben.

 Deutsche Rentenversicherung Bund

Rehabilitation

Prävention – 
werden Sie aktiv

 > Gesund leben und arbeiten 
mit Prävention

 > Wer profitieren kann

 > Wie es funktioniert

Prävention  Prävention – 
werden Sie aktiv
Prävention – 
werden Sie aktiv

Ak  v Beschä  igte mit ersten Beein-
träch  gungen, die die Gesundheit 
und damit auch die beru iche Leis-
tungsfähigkeit gefährden, können eine 
Präven  on bei der Deutschen Renten-
versicherung beantragen. So sind zum 
Beispiel wiederkehrende Schmerzen, 
Bluthochdruck, Probleme mit dem 
Gewicht oder psychische Beeinträch-
 gungen gute Gründe, mit fachlicher 

Unterstützung gegenzusteuern.

Der Arzt bescheinigt den 
Präventionsbedarf
Der Hausarzt, der Betriebsarzt oder der 
Werksarzt sind dabei wich  ge Ansprech-
partner, denn sie bescheinigen den 
Präven  onsbedarf. Die Beeinträch  gun-
gen und die Belastungsfaktoren trägt 
der Arzt dazu in den ärztlichen Befund-
bericht ein. Der Pa  ent reicht diesen 
Bericht zusammen mit den übrigen 
Antragsformularen beim zuständigen 
Rentenversicherungsträger ein. Das 

Antragspaket umfasst drei Formulare: 
den Antrag G 0180 und den Selbstaus-
kun  sbogen G 0185 füllt der Versi-
cherte aus, Formular G 0190 der Arzt.
Wünsche der Versicherten werden 
gerne berücksich  gt, wenn es am Wohn- 
oder Arbeitsort an die Rentenversiche-
rung gebundene Präven  onsangebote 
gibt. Um keine Zeit verstreichen zu 
lassen, wird über den Antrag schnell 
entschieden: Maximal drei Wochen hat 
die Rentenversicherung dafür Zeit.

Den Arbeitgeber mit ins 
Boot holen
Berufstä  ge, die eine Präven  on in 
Anspruch nehmen möchten, müssen 
natürlich ihren Arbeitgeber darüber 
informieren. Zwar handelt es sich um 
ein berufsbegleitendes Angebot, aber 
die Ini  alphase und der Refresher 
 nden ganztägig in einer Rehabilita-
 onseinrichtung sta  . Für diese Zeit 

besteht ein Anspruch auf Entgel  ort-
zahlung - wie bei einer Rehabilita  on. 
Mit dem Bescheid über die Bewilli-
gung einer Präven  onsleistung erhält 
der Versicherte eine Bescheinigung, 
die er seinem Arbeitgeber vorlegt. 
Urlaub muss er nicht beantragen.
Rentenversicherung Bund 

Fit bis ins Rentenalter?
Die Rentenversicherung unterstützt dabei
Der Weg zur Prävention

Neue Broschüre: 
Präventionsleistungen ...
... ein Angebot der Deutschen Renten-
versicherung, damit Sie gesundheitli-
che Probleme und Risiken frühzei  g 
und ak  v angehen können. Präven  on 
heisst, Krankheiten und Behinderun-
gen vorzubeugen, um gesund zu leben 
und gesund zu arbeiten. Sie setzt 
früher ein als eine Rehabilita  on. 

Welche Präven  onsleistungen es 
im Einzelnen gibt und welche Vo-
raussetzungen Sie dafür erfüllen 
müssen, dies und mehr erläutern 
wir in unserem neuen Faltbla  . 

Die Broschüre liegt in der VdPV- Bun-
desgeschä  sstelle für Mitglieder 
bereit. Telefon: 0 54 51-16 9 15
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Auf richtige Kleidung und 
winterfestes Schuhwerk 
achten
Je nach Sportart sind unterschiedli-
che Kleidungsarten empfehlenswert. 
Falls Sie eine Ausdauersportart wie 
Joggen ausüben und daher permanent 
in Bewegung sind, brauchen Sie sich 
nicht so warm anzuziehen wie wenn 
Sie einen Sport betreiben, bei dem 
Sie sich zwischendurch auch weniger 
bewegen �– wie beispielsweise beim 
Skifahren oder Rodeln. Empfehlens-
wert ist es generell, die Kleidung in 
Zwiebelschichten zu tragen. Zum einen 
können sich zwischen den Tex  lschich-
ten wärmende Lu  polster bilden. Zum 
anderen lassen sich einzelne Kleidungs-
schichten bei Bedarf schnell ausziehen.

Besonders wich  g: Bevorzugen Sie 
möglichst atmungsak  ve Kleidung 
aus Mikrofasern. Diese sogenannten 
Funk  onssto  e sorgen für eine op  -
male Lu  zirkula  on und verhindern, 
dass sich Schweiß auf der Haut oder 
in der Kleidung staut. Daher sollten 
Sie zum Sportmachen auch möglichst 
keine Baumwolle tragen: Diese fühlt 
sich zwar angenehm auf der Haut an, 
saugt sich jedoch leicht mit Schweiß 
voll �– was zu einem unangenehmen 
Frösteln und Auskühlen führt.  Achten 
Sie auch darauf, dass Sie keine absolut 
winddichte Jacke tragen: Denn auch 

hier wird die Lu  zirkula  on gestört.

Damit Sie beim Laufen in verschneiten 
Winterlandscha  en nicht ins Rut-
schen geraten, tragen Sie winterfeste 
Schuhe mit einem guten, gri   gen 
Pro l. Und: Verzichten Sie bei Eisglä  e 
möglichst aufs Joggen �– denn hier hil   
selbst das beste Schuhpro l nichts.

Aufwärmen und richtiges 
Atmen an kalten Winterta-
gen

Ob gemütliches Laufen auf der Stel-
le, Seilspringen oder den klassischen 
Hampelmann hüpfen: Das sogenannte 
Warm-up ist die Voraussetzung, um  t 
genug für die sportliche Betä  gung bei 
eisigen Temperaturen zu sein. Unser 
Bewegungsapparat wird dadurch auf die 
rich  ge �„Betriebstemperatur�“ gebracht, 
die Muskulatur ist op  mal durchblutet. 
Ferner reduziert sich das Risiko von 
Muskelschmerzen, Zerrungen und Faser-
rissen deutlich. Planen Sie beim Aufwär-
men etwas mehr Zeit als im Sommer ein.

Atmen Sie beim Sport an kalten Win-
tertagen möglichst durch die Nase �– so 
können Sie Infekte und Reizhusten 
entgegen wirken. Durch die Nasenat-
mung wird die Lu   erwärmt und kommt 
ge ltert in den Bronchien an. Wenn die 
Temperaturen auf eisige minus zehn 

Grad und weniger fallen, sollten Sie Ihre 
Atemwege zusätzlich vor der kalten Lu   
schützen, beispielsweise mit einem at-
mungsak  ven Tuch oder einem Schal vor 
dem Gesicht. Falls Sie ein brennendes 
Gefühl in den Bronchien spüren, ist es zu 
kalt �– beenden Sie Ihr Sportprogramm.

Wintersport bei Erkältun-
gen und Vorerkrankungen

Leiden Sie unter einer akuten Erkäl-
tung, ist es aus ärztlicher Sicht bes-
ser, mit dem Training zu pausieren 
und erst wieder Sport zu treiben, 
wenn sich Ihr Körper erholt hat.
Vorsich  g sollten Sie auch bei Vorer-
krankungen wie Asthma sein �– denn 
Bewegung bei kalter Lu   kann ein 
sogenanntes Belastungsasthma aus-
lösen.  Und auch bei Bluthochdruck 
oder einer koronaren Herzerkrankung 
sollten Sie besser körperliche Belas-
tungen bei klirrender Kälte vermei-
den, da sich die Krankheitssymptome 
verschlimmern können. Lassen Sie 
sich in diesen Fällen ärztlich beraten.
PBeaKK 

Sport im Winter

Strahlend blauer Himmel, eisige Temperaturen, glitzernder Schnee �– wie wäre 
es mit etwas Sport im Freien? Die Bewegung an der frischen Lu   stärkt ins-
besondere in der kalten Jahreszeit unsere Abwehrkrä  e. Ein weiteres Plus 
für unseren Körper: Sonnenlicht, das die Produk  on des lebensnotwendigen 
Vitamins D anregt �– ein Vitamin, das unsere Muskeln und Knochen stärkt.

Jahresmeldung zur Sozialversicherung
Prüfen Sie die Angaben
Spätestens bis Ende April erhalten Arbeitnehmer die Jahresmeldung zur Sozialver-
sicherung für 2017. Darin enthalten sind Angaben darüber, wie lange man beschäf-
 gt war und was man verdient hat, erklärt die Deutsche Rentenversicherung Bund 

in Berlin. Wich  g sind die Daten in der Jahresmeldung für die spätere Rente.

Fehlerha  e Angaben können sich nega  v auf die Rentenhöhe auswirken. Arbeitnehmer 
sollten deshalb Name, Versicherungsnummer, Beschä  igungsdauer und Bru  overdienst 
überprüfen. Wer Fehler in seiner Jahresmeldung entdeckt, sollte sich mit seinem Arbeitgeber 
in Verbindung setzen und die Meldung berich  gen lassen. Auch emp ehlt es sich, die Jahres-
meldung gut aufzubewahren, da sie als Nachweis über die gezahlten Rentenbeiträge dient.
dpa-Themendienst



Seite 9VdPV • Die Landpost • Januar - Februar 2018

Die Deutsche Post verfügt in Deutsch-
land mit Abstand über das dichteste 
Postnetz. Postkunden können über 
13.000 Partner lialen und etwa 3.400 
DHL Packsta  onen mit mehr als 340.000 
Fächern sowie 900 Paketboxen für die 
Einlieferung und Abholung von Sen-
dungen nutzen. Zusätzlich bieten rund 
3.000 spezielle Verkaufspunkte Brief- 
und Paketmarken an. Darüber hinaus 
ist das Brie  astennetz mit 110.000 
Brie  ästen bundesweit eng geknüp  .

Auch in Frankfurt am Main ist diese 
postalische Vielfalt seit vielen Jah-
ren gelebte Realität. Von den großen 
Innenstad  ilialen, beispielsweise am 
Goetheplatz, an der Saalburgallee und 
am Rohmerplatz bis hin zu kleinen Part-
ner lialen, Verkaufspunkten und DHL 
Paketshops in den Stad  eilen reicht die 
Filialpale  e der Mainmetropole. Insge-
samt bietet das postalische Filialnetz in 
Hessens größter Stadt 234 Anlaufstellen 
für Postkunden. Tendenz kon  nuierlich 
steigend, denn allein im Jahr 2017 sind 
34 Einrichtungen hinzugekommen.  

Postcenter mit Schwer-
punkt Finanzberatung
Was im Volksmund gemeinhin als 
�„Hauptpost�“ durchgeht,  rmiert pos  n-
tern unter �„Postbank Finanzcenter�“. Elf 
dieser von der Postbank betriebenen 
Center gibt es momentan in Frankfurt. 
Dort gibt es alles rund um Briefe und 
Pakete sowie ein breites Angebot an 
Finanzdienstleistungen. Ein umfas-
sender Selbstbedienungsbereich - von 
ec-Geldautomat über Kontoauszugs-

drucker, Briefmarkenautomat bis hin 
zu Packsta  on und Paketbox - runden 
das Angebot dieser Groß lialen ab.

Packstationen ergänzen 
Filialnetz
Apropos Packsta  onen: Bereits 2002 
wurden in Frankfurt die ersten Pack-
sta  onen aufgestellt. Seitdem wird das 
Netz ste  g enger geknüp  . Allein in 
den Monaten November und Dezem-
ber 2017 kamen in Frankfurt sieben 
neue Packsta  onen mit mehr als 700 
Fächern neu hinzu. Diese  exible Art 
Pakete und Päckchen rund um die 
Uhr zu versenden und zu empfangen, 
ergänzt das Frankfurter Filialnetz der 
Deutschen Post in idealer Weise. 
�„Einen solchen Service kann nur DHL 
seinen Kunden anbieten. Sowohl hier 
in Frankfurt als auch bundesweit. 
Unsere Packsta  onen stehen aktuell 
in über 1.600 Städten und Gemeinden 
in Deutschland für Versand und Ab-
holung von DHL Sendungen zur Ver-
fügung. Damit können 90 Prozent der 
Bundesbürger heute schon eine der 
DHL Packsta  onen innerhalb von zehn 
Minuten erreichen. Auch in Zukun   
werden wir das Netzwerk weiter aus-
bauen. Deshalb suchen wir gezielt nach 
Standorten an zentralen Punkten des 
ö  entlichen Lebens, wie zum Beispiel 
an Supermärkten oder Bahnhöfen�“, 
sagt Isidore Tsoata, bei DHL zuständig 
für die Packsta  onsregion Süd-West.

Kundenzahlen seit 2011 
vervierfacht
Bundesweit nutzen bereits mehr als acht 

Millionen registrierte Postkunden die 
Vorteile der Packsta  on. Im Jahr 2011 
waren es rund zwei Millionen registrier-
te Nutzer und 2014 bereits mehr als fünf 
Millionen. Damit haben sich die Kun-
denzahlen seit 2011 vervierfacht. Heute 
stehen Postkunden deutschlandweit 
3.400 Automaten mit mehr als 340.000 
Fächern für den Paketversand und -emp-
fang zur Verfügung. Bis Ende 2018 will 
das Unternehmen bundesweit nochmals 
mehrere hundert neue Automaten in 
Betrieb nehmen. Auch in Österreich 
und in den Niederlanden bietet DHL 
bereits seinen Packsta  onsservice an.

Erfolgsstory in gelb: 
die Partnerfi lialen
Ohne die Partner lialen wäre das gelbe 
Filialnetz heute völlig undenkbar. Von 
1993 bis 1995 getestet, sind die mehr 
als 13.000 Filialen bundesweit ein fester 
Bestandteil des postalischen Netzes. Das 
ist auch in Frankfurt so, wo die Deutsche 
Post in vielen Stad  eilen auf Koopera-
 onen mit Einzelhändlern setzt. Diese 

Kau eute bieten dort namens und im 
Au  rag der Deutschen Post postalische 
Dienstleistungen und teilweise auch 
Leistungen der Postbank an. Insgesamt 
gibt es in Frankfurt momentan 66 sol-
cher Koopera  onen mit Einzelhändlern. 
Ergänzt wird das Frankfurter Filialnetz 
durch 29 Verkaufspunkte sowie 128 DHL 
Paketshops. Ein Unikum ist die Groß-
kunden liale direkt im Briefzentrum 
(Gutleutstraße 340 - 344), die ganz auf 
die Bedürfnisse von Geschä  skunden 
und Großeinlieferern zugeschni  en ist.

Frankfurter Filialnetz im Überblick: Frankfurter Filialnetz im Überblick: 
Von Finanzcenter bis DHL PaketshopVon Finanzcenter bis DHL Paketshop
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Bei der Deutschen Bank sollen bis zu 
1000 Stellen wegfallen. Hierfür habe das 
Geldhaus ein Freiwilligenprogramm auf-
gelegt, sagte eine Sprecherin des Ins  -
tuts. Zuvor ha  e das "Handelsbla  " dar-
über berichtet. Mitarbeiter würden über 
Vorruhestandsregelungen und Ab ndun-
gen zum freiwilligen Abschied mo  viert. 
Die Jobs würden durch die Integra  on 
der Postbank in die Privatkunden-Sparte 
der Deutschen Bank über üssig.
Anzeige

Die Deutsche Bank leidet wie andere 
Ins  tute auch unter den niedrigen 
Zinsen, die das klassische Einlagen- 

und Kreditgeschä   weniger pro tabel 
machen, sowie unter den anhaltend 
ruhigen Kapitalmärkten, was die Ge-
bühreneinnahmen schmälert. Bei den 
Frankfurtern kommen erschwerend 
Fehler der Vergangenheit hinzu - so 
ha  en Skandale und Rechtsstrei  gkei-
ten der Bank zwei Verlustjahre in Folge 
eingebrockt. Bankchef John Cryan baut 
den Konzern deshalb momentan um.

Mit der Integra  on der Postbank will 
die Deutsche Bank einen Mark  ührer 
mit mehr als 20 Millionen Kunden in 
Deutschland und 325 Milliarden Euro 
Kundenvermögen au  auen. Dafür 

werden beiden Ins  tute zum Ende 
des zweiten Quartals 2018 in einer 
Rechtseinheit zusammengeführt.

Dafür haben die Ins  tute noch mit 
der Gewerkscha   Ver.di zu ringen. 
Sie fordert bei der Integra  on einen 
verlängerten Kündigungsschutz bis Ende 
2022 und fünf Prozent mehr Gehalt 
für die Mitarbeiter. Selbst mit Streiks 
drohen die Arbeitnehmervertreter.

Durch die Übernahme der Postbank 
erwartet die Deutsche Bank ab 2022 
jährliche Synergien von rund 900 
Millionen Euro - durch die Zusam-
menlegung innerhalb einer einzigen 
Zentrale, aufeinander abges  mmte 
und damit vermutlich für beide Ban-
ken gerechnet weniger Filialen und 
Produkte. Für den Umbau rechnet 
die Deutsche Bank mit 1,9 Milliarden 
Euro an Kosten und Inves   onen.
Spiegel Online, 20.12.2017

Pressepost - Spiege Online: 
Wegen Postbank-Übernahme sollen 1000 Mitarbeiter 
bei der Deutschen Bank freiwillig gehen
Bei der Deutschen Bank sollen im Rahmen eines Freiwilligenpro-
gramms bis zu 1000 Stellen abgebaut werden. Der Grund: Die Mitarbei-
ter werden wegen der Postbank-Integra  on nicht mehr gebraucht.
Die Zentrale der Deutschen Bank in Frankfurt am Main

1. Tilgen Sie zuerst Schul-
den, sichern Sie Risiken ab
Monat für Monat bleibt ein wachsendes 
Plus auf dem Girokonto. Doch wohin 
mit dem Geld? Bestehen Kredite, ist die 
Antwort leicht: Es ren  ert sich, zunächst 
Schulden abzubauen. �„Sind vertragliche 
Sonder  lgungsmöglichkeiten vereinbart, 
sollten sie stets voll ausgenutzt werden, 
da der Kreditzins in der Regel wesent-
lich höher ist als die Rendite, die man 
durch eine Geldanlage erzielen kann�“, 
sagt Karsten Rusch von der Postbank. 

Bevor nach einer lukra  ven Anlage 
Ausschau gehalten wird, sollten zudem 
existenzielle Risiken abgesichert wer-
den: �„Auf eine Privatha  p icht und 
eine Berufsunfähigkeitsversicherung 
sollte niemand verzichten. Um Familien-
mitglieder abzusichern, emp ehlt sich 
zudem der Abschluss einer Risikolebens-
versicherung�“, rät der Postbank Experte.

2. Defi nieren Sie Ihre 
Anlageziele
Wofür soll gespart werden? �„Das 
Anlageziel bes  mmt die Höhe des 
benö  gten Kapitals und den Anla-
gehorizont. Wer den Zweck seiner 
Geldanlage kennt, kann eine passende 
Strategie entwickeln und damit seine 
Ziele erreichen�“, sagt Karsten Rusch.

3. Bilden Sie Rücklagen 
für den Notfall
Eine dringende Autoreparatur oder 
Ersatz für die kapu  e Waschmaschine: 
Einen Betrag von zwei bis drei Ne  o-
gehältern sollte jeder für unvorher-
gesehene Ausgaben stets gri   ereit 
haben. Am besten aufgehoben ist das 
Geld auf einem Tagesgeldkonto, dort 
ist es sofort verfügbar und �– wenn 
auch aktuell mager �– verzinst.

4. Legen Sie nicht 
alle Eier in einen Korb

Die Ersparnisse sollten auf verschie-
dene Anlageformen und -klassen 
verteilt werden. Da sich die Rendite 
der verschiedenen Anlagen unter-
schiedlich entwickeln kann, stabilisiert 
sich unterm Strich der Gewinn �– und 
potenzielle Risiken werden abgefedert.

5. Prüfen Sie die 
Angebote genau
Das Gewinnversprechen ist fast zu 
schön, um wahr zu sein, doch wie die 
Geldanlage funk  oniert, ist Ihnen schlei-
erha  ? Dann bloß die Finger weg! Man 
sollte nur solche Anlagen nutzen, die 
man auch versteht. Eine Orien  erung 
können Produk  nforma  onsblä  er bzw. 
Anlegerinforma  onen bieten. Diese 
�„Beipackze  el�“ geben einen Überblick 
über die wesentlichen Eigenscha  en, 
Kosten und Risiken eines Finanz-
produkts. �„Diese sind eine sinnvolle 
Ergänzung zur persönlichen Beratung 
und können den Vergleich von verschie-
denen Produkten erleichtern�“, erklärt 
Karsten Rusch. Sein Tipp: �„Anleger soll-
ten sich die Zeit nehmen, die Angebote 
genau zu prüfen und kri  sch zu hinter-
fragen. Ein seriöser Berater drängt seine 
Kunden nicht zu einer Unterschri  .�“ 

Postbank: 5 goldene Finanzregeln, die 
jeder kennen sollte
Fast jeder vierte Deutsche (23 Prozent) schätzt seinen Wissensstand zum The-
ma Finanzen als unzureichend ein, so eine Postbank Umfrage. Nachhilfe ist 
angesagt: Folgende fünf Finanzregeln gehören zum Grundwissen dazu.
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NEU

Seinen Wald kann er vom Schreib  sch 
des DHL Express Hubs Leipzig aller-
dings nicht sehen, �„das Fenster meines 
Büros geht zur gegenüberliegenden 
Seite raus�“, verrät Stefan Macourek 
amüsiert. Ein echter Förster ist der 
32-jährige Sachse nicht. Sein Arbeits-
platz ist in der Abteilung Kommuni-
ka  on des DHL Logis  kdrehkreuzes.

Den Spitznamen Förster hat Macourek 
trotzdem weg. 2016 ini  ierte er den 
Hub-eigenen Wald, den bislang einzigen 
einer DHL-Niederlassung in Deutsch-
land. Was auf einer Fläche so groß 
wie ein Fußballfeld mit fünf Setzlingen 
begann, zählt mi  lerweile 2000 junge 
Bäume, die der Partner Sachsenforst 
zur Verfügung stellt. �„Dass wir den 
Bereich au  orsten, ist Teil unseres 
Klimaschutzziels�“, sagt Macourek über 
die Nachhal  gkeits-Strategie der DHL: 
Bis 2050 will der Konzern weltweit 
jährlich eine Million Bäume p anzen.

In Schkeuditz sind zwischen 2012 und 
2016 schon 10.000 Stück gep anzt wor-
den, der letzte Baum - gewissermaßen 
als Schlussstein - am Eingang des DHL Ex-
press Hubs. Ihm folgte der Wald auf dem 
Gelände. �„Das ganzjährige Engagement�“ 
ist dem Förster ehrenhalber wich  g, 
�„weil es die gelebte soziale Verantwor-
tung im Unternehmen fes  gt.�“ Stefan 
Macourek bemüht sich um langfris  ge 
Koopera  onen, wenn er dieses oder 
weitere gemeinnützige Projekte ini  iert. 

Meist geht er auf die Partnereinrich-
tungen zu, mitunter inspirieren ihn 
Mitarbeiter, die bereits Blutspender 
sind oder für Kinder aus  nanziell 
schwachen Familien Zuckertüten gefüllt 
und Weihnachtsgeschenke verpackt 
haben. 2017 kommt der Leipziger DHL-
Logis  kstandort auf fast ein Dutzend 
sozialer Aufgaben, die über 200 Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter ehren-
amtlich übernommen haben. Bei der 
Delitzscher Tafel teilten sie Lebensmi  el 
an Bedür  ige aus, renovierten eine 
Kita im Schkeuditzer Ortsteil Rade-
feld oder gri  en beim Bene zrennen 

�„Rudern gegen Krebs�“ in die Riemen.
Dass ihr Engagement nicht mit dem 
Dienstplan kollidiert, behält Macourek 
im Blick. Er geht auf die Bereichsleiter 
aller Abteilungen - im DHL Express Hub 
Leipzig arbeiten immerhin 4900 Frauen 
und Männer - zu, um den Freiwilli-
geneinsatz der Mitarbeiter geeignet 
einzutakten. Die Vereinbarkeit klappe 
gut, entsprechend sei die Zahl der 
engagierten Kolleginnen und Kollegen 
�„ste  g ges  egen�“, freut er sich, �„in fünf 
Jahren um das Doppelte�“. Auch ein 
Grund: �„Das Teambuilding, das sich aus 
der gemeinnützigen Tä  gkeit ergibt. Die 

Kollegen lernen sich auf anderer Ebene 
kennen, das fördert den Zusammenhalt, 
nicht nur in der eigenen Abteilung.�“
Stefan Macourek kam nach dem 
Lehramtsstudium als Quereinsteiger 
zur DHL. Seit 2012 ist der Leipziger in 
Schkeuditz quasi Projektmanager für 
soziale Verantwortung. Und Förster. 
2017 holte er die Wanders  efel unter 
seinem Schreib  sch hervor, um mit 
Kollegen einen Wildzaun um ihren Hub-
Wald zu ziehen und Sitzmöglichkeiten zu 
zimmern. Das Material stellte wiederum 
Sachsenforst. Die Matschklumpen an 
den Schuhsohlen kommen  ert Ma-
courek mit einem Augenzwinkern: �„Es 
gibt Tage, an denen ich mich weiter 
reinknie.�“ Was man ihm abnimmt.

2000 Bäume machen Schkeuditz einzigartig
In Schkeuditz trägt der Förster gelb.

Stefan Macourek trägt den Spitznamen 
Förster. 2016 ini  ierte er den Wald des DHL 
Express Hubs Leipzig, den bislang einzigen 
einer DHL-Niederlassung in Deutschland
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Auch in der kalten Jahreszeit sind die Postzusteller an 
sechs Tagen in der Woche in ganz Deutschland unter-

wegs und liefern pro Werktag durchschni  lich 59 Millio-
nen Briefe und rund 4,3 Millionen Pakete aus. Die Kunden 
warten auf ihre Sendungen, egal ob draußen die Sonne 
scheint, Schnee fällt oder - wie zu Jahresbeginn - Sturm  ef 
Burglind tost. Damit Kälte oder Niederschlag den Postlern, 
die sich viel im Freien au  alten, nicht zusetzen, passen sie 
ihre Dienstkleidung regelmäßig an. Jacke wie Hose ist das 
Ou  it nicht, es geht auch um die Unverwechselbarkeit.

Die ungemütliche Wi  erung lässt Mareen Glaser kalt. Sie 
kennt die Bedingungen des Mi  elgebirges gut, nicht erst, seit-
dem sie als Verbundzustellerin der Deutschen Post in Thale 
im Harz unterwegs ist. Die 42-Jährige stammt von dort. Sie 
 ndet: �„Ich habe Glück. Meine Zustelltour führt nicht durch 
die Berge, Schnee hält sich in Grenzen und die vergangenen 
Winter waren gut zu bewäl  gen.�“ Kommt die weiße Pracht 
doch einmal geballt, ist sie gerüstet und hat ein Paar Spikes 
für ihre Schuhe gri   ereit. Einige Höhenmeter gilt es für die 
Zustellerin und ihr Fahrzeug eben doch zu bewäl  gen.

Im ländlichen Raum übernehmen die Verbundzusteller der Deut-
schen Post alle Sendungen, auch Pakete und Päckchen, die an-
dernorts auf die DHL en  allen. Mareen Glaser trägt die schwarz-
gelbe Uniform einer Post-Zustellerin. An diesem Vormi  ag, das 
Thermometer zeigt minus zwei Grad, hat sie sich für die äußere 
�„Schicht�“ ihrer Mul  funk  onsjacke entschieden. �„Die trage ich 

am liebsten und darunter einen einfachen Pulli.�“ Abgesehen davon, dass sie sich darin wohl - und gewärmt - fühlt, 
emp ndet sie sich als würdige Botscha  erin des Unternehmens. �„Ein Zusteller sollte als solcher erkennbar sein 
und gut gekleidet, schließlich steht er in direktem Kontakt mit den Kunden.�“ Die schni   ge Kombina  on aus was-
serdichter Hardshelljacke und So  shell-Innenjacke wird dem gerecht. Beide Teile lassen sich getrennt voneinan-
der tragen, auch im Winter, wenn die Tage milder sind. Viele von Mareen Glasers Kollegen im Verbund tragen nur 
die So  shelljacke, weil sie wieder ins warme Auto steigen können, sobald sie die Post bei einem Kunden zugestellt 
haben. Die Pos  rau aus Thale weiß noch von einer Besonderheit der Zusteller im Harz, die auch für sie gilt: �„Im 
Winter tragen wir alle Strickmützen, entweder aus der Kollek  on unserer Dienstkleidung oder von privat, in blau 
oder schwarz.�“ Die sonst bei Postlern sehr beliebten Basecaps haben wi  erungsbedingt doch das Nachsehen.

2015 führte die Deutsche Post DHL die Mul  funk  onsjacke für ihre Mitarbeiter in der Zustellung ein. Mit dem 
Kleidungsstück, entworfen von einem Münchner Label, wechselte das Zustellerou  it von Blau-Gelb zu Schwarz-
Gelb. Die Farben wurden gedeckter. Zusätzliche Re ektorstreifen sorgen daher für Sichtbarkeit in den dunklen 
Wintermonaten. Auch das Posthorn-Logo ist aus lichtre ek  erendem Material. Ehe das Modell in Produk  on ging, 
ha  e eine Gruppe Zusteller die Jacke getestet. 78.000 der neuen Funk  onsjacken lieferte das Unternehmen in 
den ersten zwölf Monaten aus. Die meisten Damen-Jacken in Größe 40, die meisten Herren-Modelle in Größe 50. 


